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Rechtliche Rahmenbedingungen zum landwirtschaftlichen Bauen im Außenbereich

Möglichkeiten und Grenzen

Liegt ein geplantes Bauvorhaben 
außerhalb des räumlichen Gel-
tungsbereichs eines Bebauungs-
planes und außerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile, 
ist die Zulässigkeit anhand des § 35 
Baugesetzbuch (BauGB) zu prüfen. 
Dieser Abschnitt regelt die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben im Außenbereich. Im 
Allgemeinen ist der Außenbereich 
von funktionsfremden Bauten frei 
zu halten. Soweit der Außenbe-
reich für die Bebauung zur Verfü-
gung steht, ist dies in erster Linie 
Vorhaben für die land- und forst-
wirtschaftliche Nutzung vorbehal-
ten. Im Außenbereich sind nur pri-
vilegierte Bauvorhaben zulässig.

Grundsätzlich soll der Außenbe-
reich von Bebauung frei gehalten 
werden. Dennoch werden durch 
den Gesetzgeber bestimmte Bau-
vorhaben im Außenbereich zuge-
lassen. Hierbei handelt es sich um 
bauliche Nutzungen, die aufgrund 
ihrer Anforderungen auf einen 
Standort im Außenbereich ange-
wiesen sind und nicht in die durch 
einen Bebauungsplan festgelegten 
Baugebiete beziehungsweise un-
beplanten Innenbereich verwiesen 
werden können. Der Begriff des 
Außenbereichs ist im BauGB nicht 
definiert. Zum Außenbereich zäh-
len die Flächen, die außerhalb ei-
nes Bebauungsplangebietes oder 
eines im Zusammenhang bebauten 
Ortsteiles liegen. Solche Bauvorha-
ben sind in einer flächensparenden 
Weise auszuführen, die Bodenver-
siegelung ist auf ein notwendi-
ges Maß zu begrenzen (Gebot der 
größtmöglichen Schonung des Au-
ßenbereichs). Zulässig sind nur Bau-
vorhaben gemäß § 35 BauGB. 

BauGB definiert 
Landwirtschaft 

Nach § 35 Absatz 1, Nummer 1 des 
BauGB ist ein Vorhaben privilegiert, 
wenn es einem land- oder forstwirt-
schaftlichen Betrieb dient und nur 
einen untergeordneten Teil der Be-
triebsfläche einnimmt. Der Begriff 
der Landwirtschaft wird innerhalb 
des BauGB in § 201 definiert. Land-
wirtschaft im Sinne des BauGB sind 
insbesondere der Ackerbau, die 
Wiesen- und Weidewirtschaft ein-
schließlich Tierhaltung, soweit das 
Futter überwiegend auf den zum 

landwirtschaftlichen Betrieb gehö-
renden landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen erzeugt werden kann, 
die gartenbauliche Erzeugung, der 
Erwerbs obstbau, der Weinbau, die 
berufsmäßige Imkerei und die be-
rufsmäßige Binnenfischerei. 

Demnach ist Landwirtschaft die 
unmittelbare, planmäßige und ei-
genverantwortliche Bodenbewirt-
schaftung zur Gewinnung pflanzli-
cher und tierischer Erzeugnisse. Zur 
Landwirtschaft zählt auch die Pen-
sionstierhaltung, sprich die Unter-
bringung und Fütterung fremder 
Tiere gegen ein Entgelt auf der Ba-
sis einer überwiegend eigenen Fut-
terfläche. Anders verhält es sich 
mit dem Betrieb einer Reitschule 
und der Überlassung eigener Pfer-
de an Dritte im Wege von Reitbetei-
ligung oder Reittherapie. Dies zählt 
als Gewerbe. Die berufsmäßige Im-
kerei und die berufsmäßige Binnen-
fischerei inklusive der Teichwirt-
schaft sind Sonderformen ohne un-
mittelbare Bodenertragsnutzung. 
Das Merkmal der Berufsmäßigkeit 
setzt keine hauptberufliche Betäti-
gung voraus. 

Gemäß des § 35 Absatz 2 BauGB 
können Bauvorhaben im Außenbe-
reich, sofern sie nicht zu den privile-
gierten (§ 35 Absatz 1 BauGB) oder 
den begünstigten (§ 35 Absatz 4 
und 6 BauGB) Vorhaben zählen, im 
Einzelfall zugelassen werden, aber 
nur unter der Voraussetzung, dass 
ihre Ausführung und Benutzung 
öffentliche Belange nicht beein-
trächtigt und die Erschließung ge-
sichert ist.

Öffentliche Belange 
berücksichtigen

In § 35 Absatz 3 des BauGB ist 
eine Reihe von Einschränkungen 

öffentlicher Belange erfasst, die 
gegen eine Genehmigung von 
Baumaßnahmen im Außenbereich 
sprechen. Das Vorhaben darf bei-
spielsweise nicht der Darstellung 
des Flächennutzungsplanes wider-
sprechen. Es spricht auch gegen das 
Vorhaben, wenn die Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung 
einer Splittersiedlung zu befürch-
ten ist. Zudem gilt es, die Belange 
des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, des Bodenschutzes 
und des Denkmalschutzes nicht zu 
beeinträchtigen. Die natürliche Ei-
genart der Landschaft und ihr Er-
holungswert dürfen nicht beein-
trächtigt oder das Orts- und Land-
schaftsbild nicht verunstaltet wer-
den. Grundsätzlich müssen alle 
Vorhaben außenbereichsverträg-
lich sein. 

Erschließung muss 
gesichert sein

Bei privilegierten Vorhaben im 
Außenbereich gilt, dass eine aus-
reichende Erschließung gesichert 
sein muss. Dies umfasst insbeson-
dere Wasser, Abwasser und Abfäl-
le sowie die Stromversorgung. Die 
wegemäßige Erschließung muss 
so gestaltet werden, dass der Hof 
zum Beispiel für Feuerwehr, Kran-
kenwagen, Müllwagen erreichbar 
ist und der aufkommende Verkehr 
nicht zur Schädigung des Straßen-
zustandes führt. 

Voll- und 
Nebenerwerbsbetriebe
Für die Privilegierung baulicher 

Anlagen im Außenbereich ist der 
Begriff des Betriebes ein entschei-
dendes Merkmal. Die landwirt-
schaftliche Bewirtschaftung muss 

Steht der Außenbereich für eine Bebauung zur Verfügung, ist er in erster 
Linie Vorhaben für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung vorbehalten.
 Foto: Imago
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im Haupt- beziehungsweise Ne-
benerwerb erfolgen. Freizeit- oder 
Hobbybetätigungen bieten keine 
ausreichende Grundlage für das 
privilegierte Bauen im Außenbe-
reich. Der landwirtschaftliche Be-
trieb muss eine auf Dauer von Ge-
nerationen angelegte und lebens-
fähige Bewirtschaftung bieten. Da-
rüber hinaus werden Faktoren wie 
die Größe der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche, die Betriebsform, die 
persönliche Eignung des Betriebs-
leiters, die Gewinnerzielungsab-
sicht, der Maschinenbestand und 
die Anzahl der Arbeitnehmer be-
rücksichtigt. Ein Vollerwerbsbe-
trieb ist dadurch gekennzeichnet, 
dass er die alleinige Lebens- und 
Existenzgrundlage für den Bewirt-
schafter und seine Familie bildet, 
grundlegend muss ein Gewinn er-
zielt werden. Nebenerwerbsbetrie-
be erwirtschaften lediglich einen 
nicht unwesentlichen Beitrag zum 
sonstigen Einkommen, dieser reicht 
nicht aus, um die Lebens- und Exis-
tenzgrundlage zu sichern. Wann 
es sich bei einem Nebenerwerbs-
betrieb um einen landwirtschaft-
lichen Betrieb im Sinne des BauGB 
handelt, wird an den oben genann-
ten Faktoren ermittelt. Dabei wird 
den Merkmalen der Gewinnerzie-
lungsabsicht und dem Verhältnis 
von Eigen- und Pachtland beson-
dere Bedeutung beigemessen. Der 
Indikator Eigentumsfläche signali-
siert insbesondere die Nachhaltig-
keit eines Betriebes. 

Merkmal  
des Dienens

Das Bauvorhaben muss dem 
land- und forstwirtschaftlichen Be-
trieb „dienen“, es muss für die Be-
triebsführung mehr als nur förder-
lich sein. Die Zweckbestimmung 
des Vorhabens muss gegeben und 
den konkreten Verhältnissen üblich 
und angemessen sein. Die Gestal-
tung, Beschaffenheit und Ausge-

staltung ist dem konkreten Betrieb 
anzupassen. Eine dienende Funkti-
on ist nicht gegeben, wenn das Vor-
haben in seiner Größe nicht ange-
messen oder in seiner Beschaffen-
heit aufwendig gestaltet ist. 

Die Beurteilung der Dienlich-
keit ist nach dem Grundsatz zu 
entscheiden, ob ein vernünftiger 
Landwirt unter Berücksichtigung 
des Gebotes der größtmöglichen 
Schonung des Außenbereichs das 
Bauvorhaben mit gleichem Ver-
wendungszweck und mit gleicher 
Gestaltung und Ausstattung für 
einen entsprechenden Betrieb er-
richten würde. 

Mitgezogene 
Privilegierung

Einzelne Betriebsteile, die bei 
einer Einzelbetrachtung als land-
wirtschaftsfremd einzuordnen wä-
ren, können durch ihre betriebli-
che Zuordnung zur landwirtschaft-
lichen Tätigkeit von dieser „mit-
gezogen“ werden. Grundsätzlich 
muss ein enger Zusammenhang 
mit der Bodenertragsnutzung und 
ihren vielfältigen Formen beste-
hen, nur ein untergeordneter Be-
triebsteil eingenommen und das 
Erscheinungsbild des landwirt-
schaftlichen Betriebes gewahrt 
werden. Der landwirtschaftsfrem-
de Betriebszweig muss dem land-
wirtschaftlichen Betrieb äußerlich 
erkennbar zu- und untergeordnet 
sein und zu seiner Erhaltung und 
Existenzsicherung eine zusätzliche 
Einnahmequelle darstellen. Wel-
cher Art die landwirtschaftsfrem-
den Betätigungen sein können 
und welchen Umfang sie anneh-
men dürfen, lässt sich allgemein 
schwer bestimmen. Zum gegen-
wärtigen Betrieb muss es sich um 
eine bodenrechtliche Nebensache 
handeln. Grundlegend muss das 
sich wandelnde typische Erschei-
nungsbild des landwirtschaftli-
chen Betriebes gewahrt bleiben. 

Wird der Schwerpunkt des Betrie-
bes durch landwirtschaftsfrem-
de Betätigungen gebildet, liegt 
keine Privilegierung im Sinne des 
§ 35 Absatz 1 Nummer 1 vor. Dies 
gilt für landwirtschaftliche Haupt- 
wie auch Nebenerwerbsbetrie-
be. Die Vermietung von Ferien-
häusern, Ferienwohnungen oder 
Ferienzimmern (gewerbliche Tä-
tigkeit) stellt wohl die häufigste 
Form der mitgezogenen Privilegie-
rung dar. Der Neubau von Ferien-
häusern ist problematisch, weil sie 
veräußert und als Dauerwohnsitz 
genutzt werden können. Ähnlich 
wie ein Altenteilerwohnhaus be-
dürfen auch Ferienwohnungen ei-
ner rechtlichen Sicherung, die eine 
Zuordnung zum Betrieb dauerhaft 
gewährleisten. Die Schaffung von 
Ferienwohnungen oder -zimmern 
sollte nach Möglichkeit durch die 
Verwendung vorhandener Gebäu-
desubstanz geschehen. 

Wer stellt die 
Privilegierung fest?

Diese Aufgabe liegt bei den un-
teren Bauaufsichtsbehörden. Al-
lerdings ist die Frage der Privilegie-
rung eines Bauvorhabens in vielen 
Fällen durch die Bauaufsicht nicht 
abschließend zu beurteilen. In Ab-
hängigkeit von der Fragestellung 
wird für landwirtschaftliche Bau-
vorhaben sowie bei der Nutzungs-
änderung von ehemals landwirt-
schaftlichen Gebäuden daher die 
Landwirtschaftskammer regelmä-
ßig mit der Erarbeitung und Abga-
be einer Stellungnahme beauftragt. 

Die Stellungnahme befasst sich 
insbesondere mit folgenden Fra-
gestellungen:

 ● Liegt Landwirtschaft im Sinne 
des § 201 BauGB vor?

 ● Handelt es sich um einen land-
wirtschaftlichen Betrieb im Sinne 
des BauGB § 35?

 ● Liegt ein Haupt- oder Nebener-
werbsbetrieb vor?

 ● Dient das geplante Bauvorha-
ben dem Betrieb im Sinne des 
BauGB § 35?

Die Erarbeitung solcher Stellung-
nahmen beinhaltet einen Termin 
vor Ort, bei dem die Eckdaten des 
Betriebes erfasst und das geplante 
Bauvorhaben betrachtet werden. 
Hinzu kommen spezielle Angaben, 
die sich aus der Fragestellung erge-
ben und für die Erarbeitung einer 
Stellungnahme notwendig sind. 

Als weitere Ansprechpartnerin 
zur Privilegierung in der Pferdehal-
tung steht Katja Wagner in Futter-
kamp zur Verfügung. 

Johanna Köpke
Landwirtschaftskammer

FAZIT
Der Außenbereich soll von Be-
bauung frei gehalten werden. 
Ausnahmen gelten für die 
nach § 35 Absatz 1 des BauGB 
privilegierten Bauvorhaben. 
Grundlegend muss ein land-
wirtschaftlicher Betrieb eine 
auf Generationen angeleg-
te und lebensfähige Bewirt-
schaftung vorweisen können. 
Freizeit- oder Hobbybetäti-
gungen bieten keine ausrei-
chende Grundlage für das pri-
vilegierte Bauen im Außenbe-
reich. Privilegierte Vorhaben 
sind zulässig, wenn sie öffent-
lichen Belangen nicht entge-
genstehen und die Erschlie-
ßung gesichert ist. Landwirt-
schaftsfremde Betriebszweige 
können durch ihre betriebli-
che Zuordnung zur landwirt-
schaftlichen Tätigkeit von die-
ser „mitgezogen“ werden. 
Diese müssen aber dem land-
wirtschaftlichen Betrieb äu-
ßerlich erkennbar zu- und un-
tergeordnet sein und zu seiner 
Erhaltung und Existenzsiche-
rung eine zusätzliche Einnah-
mequelle darstellen.


